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Wiesbadener Angelegenheiten.
Wiesbaden , 17 . März ISIS.

vom Oberversicherungsamt Wiesbaden.
Ein Steinbrucharbeiter Wirth von Hirsch haujen  war

kfl&ei , eine Sprengung vorzunehmen . Der Schuß ging zu
-M los und verwundete den Arbeiter so erheblich , daß er
' flCf, Ablauf der dreizehntenWoche , das war vom 12. Mai 1902.
bis jetzt für völlige Erwerbsunfähigkeit die Hilfslosenrente

Höhe von 100 Prozent erhielt . Nach einer Untersuchung
Mrch Kreisarzt Dr . Schauß wurde auf Grund der im Jahre
,902  erstatteten Gutachten eine wesentliche Besserung festge-
stellt und die Rente auf 80 Prozent herabgesetzt.

Der Kläger machte geltend , daß er durch fehlen des
zlugenlichts völlig erwerbsunfähig sei. Da Dr . Schauß kein
Spezialist für Augenheilkunde ist , beschloß das Obcrversiche-
,Uiwsamt die Ueberführung des Wirth in die hiesige Augen-

^ilanstalt , um durch ein Obergutachten die Lage zu klären.
T Der Maurer Stiehl aus B ü r st a d t sprang von einem
ungefähr 2 Meter hohen Gerüste ab, verletzte sich am Knie,
wodurch sich eine bereits vorhandene tuberkulöse Entzündung
,0 auslöste , daß schließlich eine Amputation vorgenommen
werden mußte . Erst als zur Amputation geschritten werden
sollte, meldete der Verletzte den Unfall an . Die Baugewerks¬
berufsgenossenschaft Frankfurt bestritt sowohl den Unfall als
Nlchden Zusammenhang des Unfalles mit dem Leiden . Nach
zlnhörung des Gerichtsarztes wurde sowohl der Unfall als
«ich der Zusammenhang des Leidens mit dem Unfälle vom
rKerversicherungsarnte dem Grunde nach anerkannt und die
Derufsgenossenschaft verurteilt , dem Verletzten die Rente zu
gewähren. Bis zur Rentenfeststellung sind dem Berufnngs-
släger monatlich 60 Mark auszuzahlen.

Ein weiterer Fall betraf den Presser Johann Otto Möl¬
ler zu Frankfurt a. M ., der 1902 einen Betriebsunfall durch
Verletzung des Knies und Oberschenkels erlitt . Der Betrof¬
fene spürte zwar häufig Schmerzen , glaubte aber nicht , daß
diese von dem Unfälle herrührten . Erst im Mai 1913 war
der Verletzte gezwungen den Arzt aufzusuchen , der zwar die
Bildung einer Geschwulst als Unfallfolgen bezeichuete , ihm
ober gleich sagte , es sei jetzt zu spät , Ansprüche zu erheben:
diese seien verjährt . Der Verletzte erholte sich auch wieder und
nahm Anfang Juni 1913 die Arbeit wieder auf . Am 12. No¬
vember 1913 mußte der Kläger wiederum zum Arzt , der seine
sofortige Ueberführung in das Krankenhaus onordnete , wo
ihm das Bein oberhalb des Schenkels amputiert wurde . Der
geltend gemachte Anspruch auf Rente wurde von der Berufs¬
genossenschaftabgelehnt . Der Unfall und auch der Zusammen¬
hang des Leidens mit dem Unfall wurde bestritten : auch sei
Verjährung eingetreten . Bei diesem Bescheid stützte sich d>e
Berufsgenossenschaft auf das Gutachten ihres Vertrauens-
arztes. Dieser hat aber gerade den Zusammenhang aner¬
kannt, nur die Verjährung als vorliegend erachtet . Nach ein¬
gehender Verhandlung entschied das Gericht nach langer Be¬
ratung : Die Verjährung ist nicht eingetreten , der Unfall wird
ols Betriebsunfall und das Leiden als Folgen dieses Unfalles
anerkannt . ■ Die Berufsgenossenschaft wird verurteilt , dem
Kläger bis zur Rentenfeststellung monatlich 60 Mark auszu-
zahlen.

die Technik - es Einfrierens von Schweinen un - ihre
Nutzbarmachung währen - - es gegenwärtigen Krieges

In einer Versammlung , der Zentraleinkaufsgesellschaft m. b. H.
nt Berlin bat Obermgenieur Cvttaneo darüber einen interessanten
Lortrag gehalten . Der Vortragende knüpfte an die Notwendigkeit
an, mehrere Millionen Schweine einzuschlachten . damit ein vor¬
zeitiger Verbrauch der Kartoffelvorräte verhindert wird . Da es
sich um Läuferschweine handelt , die noch nicht erngemästet sind,
so eignet sich da ? Fleisch wenig zum Pökeln oder Räuchern und
kenn nur durch Einfrieren zweckmäßig aufbewahrt werden . Das
in den Schlachthöfcn übliche Kühlverfahren , wobei das Fleisch bei
«mveratuven über Null Grad gelagert wird , ermöglicht die Kon-
»frvierung bis zur Dauer von vier Wochen . Die jetzt ein¬
zuschlachtenden Bestände müssen aber auf mehrere Monate aus-
Sestapelt werden , was nur durch das Gefrierverfahren erreicht
Verden kann.

Erfahrungen mit dem Einfrieren von Rindern und Hammeln
liegen seit dem Jahre 1880 durch den Export von Gefrierfleisch
aus Argentinien , Australien und Neuseeland nach England vor.
Nit dem Einfrieren von Schweinen haben die deutschen Kühlhäuser
>m August v. I . begonnen . Der Deutsche Kälteverein hat auf
Grund der hierbei gesammelten Erfahrungen Grundsätze für das
Einfrieren und für die weitere Behandlung des Gefrierfleisches
aufgestellt. _ Der Vortragende erwähnte die Notwendigkeit , das
Gefrierfleisch vor der Ausgabe an den Verbraucher , sorgfältig im
Aihlraum aufzutauen , da hiervon der Wohlgeschmack des Fleisches
«« influßt würde.
v Da die vorhandenen Gesrierräuine nicht ausreicheu , so müssen
tocitete Räume durch Umwandlung von Kühlanlagen in Gefricr-
^tlagen oder durch Errichtung neuer Anlagen geschaffen werden.
Um einen Ueberblick zu ermöglichen , hat das - Ministerium für
Handel und Gewerbe durch Fragebogen Angaben über vorhandene
Kühlanlagen einqeholt . die durch den Deutschen Kältevcrein ge¬
prüft werden . . Es hat sich ergeben , daß in den Schlachthöfen des
Deutschen Reiches durch Umwandlung der Hälfte der vorhandenen
«hlräume in Gefrierräume 1,5 Millionen Schweine von fe 50

Kilogramm Schlachtgewicht eingelagcrt werden können . Durch
hmzufügung neuer Räume , die als provisorische Holzbauten ans-
Kführt werden können , läßt sich die Zahl der Schweine auf 1,8
Millionen erhöhen . Die Durchführung dieser Maßnahmen er-
^rdert einen verhältnismäßig geringen Aufwand an Zeit und
Kosten,
j*. 3um Schluß wies der Bortrage .nde noch aus die Möglichke
sw, im Anschluß an Brauereien  und andere Betriebe , d
über leistungsfähige Kälteerzeugungsanlagen verfügen , weite
-agerräume  für gefrorenes Schweinefleisch zu schaffen. Wer
°uch bestimmte Angaben über die noch gewinnbaren Lagerräun
uicht gemacht werden können , da hierfür eine sachverständig
i°sufung der Verhältnisse von Fall zu Fall notwendig ist, so r«

->och erwarten , daß bei gutem Willen und tatkräftigem Vo
Aden aller Beteiligten 2 bis 3 Millionen Schweine in Form tu
^frierfleisch aufgestapelt werden können.

* Gewerkschaftskartell . Am Freit -ay den 19. März,
vbends 8V2 Uhr , findet im Gewcrkschaftshaus eine Kartell-
Hsimg. statt . Es ist Pflicht der Delegierten , vollzählig und
pünktlich zu erscheinen.

* Vortrag im Gewerkschaftshaus über Gas -Kochkunst.
>ras Gelverkschafts kartzell und die Partei laden ihre Mit-
meder , namentlich die Frauen , zu einer am Mittwoch den

d. Mts , in den großen Soo 'l des Gewerkschaftshauses statt-
Undeniden Versammlung ein , Fräulein Rauchenbach wird

einen einleitenden Vortrag halten , dabei werden die all¬
mählich auch in den Arbeiterkreisen Anklong findenden Koch¬
kisten und ihre großen Vorteile gezeigt , wie auch Kostproben
verabreicht . Der Besuch dieser Versammlung ist sehr zu
empfehlen.

Das Brotvertcilungsamt ist nach einer Bekanntzmachuwg
des Magistrats für Auskünfte , Anmeldungen und Aenderun-
gen nur noch geöffnet : Montags , Mittwochs und Freitags
vormittags von 8 —1 Uhr , Dienstags , Donnerstags und
Samstags nachnrittags von 3—6  Uhr.

Schulausnahmc von Kindern ohne ärztliches Attest . Die
Abteilung für Kirchen - und Schulwesen der Königl . Re¬
gierung gibt bekannt : Nach unserer Verfügung vom 2.
Februar 1907 können Kinder , welche am 1. April noch nicht
bas sechste Lebensjahr vollendet haben , nur dann schon ein-
geschult werden , wenn von seiten der Eltern durch ein ärzt¬
liches Attest der Nachweis der genügenden körperlichen und
geistigen Entwicklung der Kinder erbracht ist und wenn die
Raumverhältnisse in den Schulen die Aufnahme gestatten.
Mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse
dieses Jahres wollen wir bei dem diesjährigen Aufnahme-
termin die Eltern von der Beibringung eines solchen ärztlichen
Ältestes befreien und die Aufnahme gestatten , wenn der Orts¬
schulinspektor , bezw . der Rektor  oder Hanptlehrer
die angemeldeten Kinder dem Augenschein nach für schul¬
fähig  hält . Die Höchstgrenze des Altersdispenses bleibt
davon unberührt.

Liebesgaben . Bezüglich der Versendung der Liebesgaben
an im Felde stehende östevreichisch-ungansche Heeresange-
hörige sowie an deutsche Heeresaugehörige , die sich bei den
österreichisch-ungarischen Truppen befinden , wird von zu¬
ständiger Stelle auf die Verfügung des Reichskanzlers vom
28 . Januar 1915 hingewiesen , nach der die Ausfuhr von
Postpaketen  bis zu 3 Kilogramm an die oben bczeich-
neten He-eresan gehörigen bis ans weiteres z u g e l a s s e n ist.
Daß die Sendung für einen im Felde stehenden Heeres¬
pflichtsgen bestimmt ist, muß aus der Adresse zweifelsfrei
.hervorgehen . Ten Paketen können auch Privatbriefe beige¬
legt werden.

* Nächtlicher Einbruch in der Restauration Ritter
„Unter den Eiche  n ". Zum dritten Male seit kurzer
Zeit Wurde in obigem Restaurant eingebrochen . Der oder
die Diebe haben es nur auf Nahrungs - und Genußnüttel
abgesehen . Tie Gegend ist für Diebe umso günsftger , als
Nachtgänge durch Polizeibeamtcn nicht stattfii «den>. Daß die
Bewohner durch diese Diebstähle sehr beunruhigt werden , ist
begreiflich . Abhilfe ist geboten,

* Teueres Bier . Die Gast - und Schankwirtze-Vereini-
gungen besprachen in einer Bersamnrlung die geplanten Bier¬
preisausschläge der Brauereien , Nur 5 Mark wollen die
Brauereien für das Hektoliter mehr haben . Die Brauereien
sowohl als auch die Wirte begründen den notwendigen Auf¬
schlag mit der vermehrten Ausgabe , durch ivte außerordentliche
Teuerung und Verteuerung aller Betriebsmittel , Gewiß
sind die erforderlichen Produkte wesentlich teurer geworden,
aber wollen denn die Herren nicht auch die Lasten , die nun
einmal der Krieg im Gefolge hat , tragen helfen ? Wollen sie
diese abwälzen , bis sie an dem hängen bleiben , der sie nicht
mehr abwälzen kann , dem Armen ? Wir werden ja sehen , wie
sich die Konsumenten zu einem solchen Aufschläge stellen.

/lus Sem Nreife Wiesbaden.
Die §rüchte - es rNehlrvuchers.

Die Aktiengesellscbast der Löhnberger Mühle in Nieder -
lahnstein hatte in 1914 nach Abzug aller Unkosten und Ab¬
schreibungen ft. V . Mk . 80 638 auf die Mühlen und Mk. 40134
über Delkrederekontoi einen Reingewinn von nicht weniger als
Mk . 627602 ft. V. Mk . 117329 Verlust , der aus Reserve und
Vortrag gedeckt wurde ) . Es soll der Reservefonds von Mark
174 245 auf die gesetzliche Höhe von 10 Prozent des Aktien¬
kapitals von Mk. 2,05 Millionen erhöbt werden . Ferner sind
bestimmt sür Kriegssürsorge Mk, 20000 , für Unterstützungen
Mk . 15000 , für Talonstcuer Mk . 20000 und für Aufsichtsrats-
tantiemen Mk . 13 553 . Danach wird eine Dividende von
10 Prozent (i . V . 0 , vorher 5 Prozent ) vorgeschlagen und
ein Betrag von Mk . 79308 vvrgetragon,

Don Mk . 117 229 Verlust auf Mk. 527 602 Gewinn , das
ist eine Verbesserung von Mk. 644831 — in einer Zeit , wo
Tausende von Exi st enzen sch wer geschädigt  wurden!
Dazu kommen noch rund Mk. 100OOO, die für Abschreibungen
bezw. Reserven verwendet werden . Natürlich wäre dieser
Wuchergewinn unmöglich gewesen, wenn die Regierung recht¬
zeitig mit Höchstpreisen und mit der Beschlagnahme aller Ge¬
treide » und Mehlvorräte eingeschritten wäre . Die Aktionäre der
Löhnberger Müble werden sich also auch mit dem „Kriegs¬
sozialismus " abfinden ; zum Durchhalten langen die Dividende,
die zur Auszahlung gelangen , immer noch,

Dotzheim , 16. März . (Tie hiesige Bürger¬
in e i st e r e i) erläßt folgende Bekanntmachungen : Genesende
Milrtärpersonen , welche nach hier beurlaubt sind , haben sich
sofort , im Rathaus , Zimmer 2, persönlich anzumelden . In
Zukunft noch nach hier beurlaubte genesende Militärpersonen
müssen sich spätestens 2 4 Stunden nach ihrem Ein-
treffen  daselbst melden . — (Die  Quittungs-
karten)  derjenigen Personen welche aus Anlaß des Kfteges
zum Militärdienst eingezogen sind , werden zweckmäßig, um
Nachteile für die Versicherten zu vermeiden . möglichst bald
zum Umtausch gebracht . Besonders dringend empfiehlt sich
dies für solche Karten , welche bereits vor dem 1. Januar 1914
ausgestellt sind. Auf die letzte Bekanntmachung
machen wir besonders die Eltern von
Kriegern und die Kriegerfraucn auf-
m e r k s a m.

Bus - en umliegenden Neersen.
Koblenz , 16. Mürz . (Beschlagnahme . ) Das Kriegs¬

gericht der Festung Koblenz - Ehrcnbreitstein macht nach der „Frkf.
Zeitung " folgendes bekannt : In der Strafsache gegen Frau Toni
Werntgcn in Köln wegen Landesverrats wird das Vermögen , dae-
die Angeschuldigte besitzt oder das ihr später noch zufällt , mit Be¬

schlag belegt . Frau Wern wen ist die Mutter des Fliegers Werirt»
gen , der in Bonn vor einigen Jahren tödlich verunglückt ist.

Königstkin, 16. März . «Kartoffelankaus .l Die Stadt hat zirka
700 Zentner Kartoffeln in der llmgeoend von Großgerau angekaust
und diesigen Einwohnern auf vorherige Bestellung überlaffen . D«
Preis für den Zentner stellt sich auf 7 Mark.

Arhciligcn , 15. März . Das 4jährige Töchterchen des Einwobners
Berg fiel in die Düngergrube und ertrank , ehe ihm Hilfe gebracht
werden konnte.

Hersfeld , 15. Mörz . (Dom Spiel in den  Tod .) Im nahen
Friedlos slvrzte der 11jährige Schüler Heinz beim Spielen auS den,
ersten Stock des elterlichen Hauses aus die Srraße und starb nach
kurzer Zeit an den schweren Verletzungen.

Aus dem Rhkingau , 16. März . (Der Wasser st and des
Rheins)  ist in wenigen Tagen bis zur Hochwassergrenze gestiegen.
Infolgedessen haben ernste Einschränkungen der Schiffahrt Platz
gegriffen.

Wallrabenstein , 1b. Mürz . (Inder letzten Gemeind « -
vertretersitzurigs  stand der Voranschlag für 1915/16 zur Be¬
ratung . Bevor die Sitzung eröffnet wurde , bemerkte der Vor¬
sitzende, daß zwei Exemplare des Voranschlags zur Einsicht offen
liegen . Nach Eröffnung der Sitzung stellte Genoffe K. F . Sprenger
den Antrag , den Voranschlag zur Verlesung zu bringen , was auch
geschah. Dann kann es zu einer scharfen Auseinandersetzwnig
zwischen dem Genossen K. F . Sprenger und dem Vorsitzenden.
Unser Genosse fragte nämlich an , wie cs komme, daß keine Mittel
für die unterstützungsberechtigten Frauen der Kriegsteilnehmer
eingestellt seien . Es sei doch in der vorletzten Sitzung beschlossen
worden , Unterstützung zu gewähren . Der Vorsitzende erklärte je¬
doch naiv , erst solle man den Etat genehmigen , dann würde er
Auskunft geben . Als Genoffe Sprenger auch noch die Bedürfnis-
fragc anschnitt , kam der Vorsitzende vollständig aus dem Häuschen;
doch Auskunft gab er nicht . Nun las Gemeindevertreter Sprenger
ein Schriftstück vor . das den Frauen der Kriegsteilnehmer vom
Landratsam ; zugeftellt wurde und in dem gesagt wird , baß die
Unterzeichn c der Eingabe sich nicht in bedürftigen Verhältnisse«
befinden . Wie kommt es , daß die Bedürftigkeit verneint wird,
wo doch selbst in einem Schreiben vom Landratsamt ausgeführt
wird , die Bedürsnissrage wohlwollend zu prüfen ? Der Vor¬
sitzende gab nun die Antwort , indem er kundgab , der Beschluß der
letzten Sitzung sei ungültig , weil er sich bei der Abstimmung ge¬
drückt habe . (Ein glänzendes stellvertretendes Gemeindeoberhaupt,
das so die Landgemeindeordnung auslegt ! D. B .) Von einzelne«
Vertretern wurde nun der Vorschlag gemacht , das Versäumte nach-
zuholcn und eine gewisse Summe zur Unterstützung der Ange¬
hörigen der Kriegsteilnehmer noch in den Etat einzustellen . Ge¬
noss« Sprenger meinte , er könne keinen bestimmten Vorschlag
machen , so lange die Bedürfnisfrage verneint sei. Anders würde
es sein , wenn der Vorsitzende erklären würde , die eine oder die
andere Familie sei bedürftig ; dann könne man einen Antrag for¬
mulieren . Worauf der Vorsitzende antwortete : ..Du willst ja bloß
wissen, was ich ans Landratsamt geschrieben habe ; aber darüber
brauche ich keine Auskunft zu geben , das behalt « ich für mich. "
Rach heftiger Rede und Gegenrede räumte der Vorsitzende das
Feld mit den Worten : -Jetzt bin ich' s aber dick; alleweil ist
Schluß !" Er packte seine Sachen zusammen und ließ die Ver¬
treter stehen . Bei dem Posten ..Kultusetat " wurde , das sei neben¬
bei bemerkt , dem Vorsitzenden auch ganz derb die Meinung ge¬
sagt und gefragt , wie es komme , daß wenn die Gemeindevertretung

. 350 Mark bewillige, die doppelte Summe ausgegeben würde. Sei.
doch der letzte Etat mit 324 Mark überschritten worden . Noch eine
Anfrage an den Bürgermeister -Stellvertreter als Vorsitzenden der
Gemeindevertreteffitzungen : Seit wann ist es Mode , daß die Be¬
schlüsse der Gemeindevertretung im Kuhstall einer Nachprüfung
unter Geschwistern und Schwägern unterzogen werden , wie das
am Montag den 1. März der Fall war?

Kus Frankfurt a . M.
Unterschleife im he-iliggeiffhospi'tal.

Die vielbesprochenen llnterschleife im Heiliggeisthospital sollen
beute an der Strafkammer ihre strafrechtliche Sühne finden An¬
geklagt wegen Unterschlagung sind der 58jährige Hospitalmeister
August Map  und seine um zwei Jahre jüngere Ehefrr«
Frieda geb . Döll und wegen - Diebstahls die 27jährige , an einen
Bankbeamten vecheiratete Tochter  des Ehepaars , Frau Herta
Wild . May hatte als Hospitalmeifter den ganzen Betrieb in
Händen , während seine Frau in Küche und Vorratskammer des
Hospitals das Szepter schwang . Das Gehalt Mah 's betrug 4600
Mark jährlich . Dazu kamen sechs Mark Kostentschädigung pro Tag
und freie Wohnung . Heizung , Licht und Wäsche. Dem Ehepaar
May wird nun vorgeworfen » daß es in den Jahren 1911 bis 1914
nicht von diesem gewiß ausreichenden Einkommen gelebt , sondern
unter Mißbrauch seiner Vertrauensstellung seine Lebens¬
bedürfnisse aus den Vorräten des Hospitals be¬
stritten  habe , und zwar sollen Schinken , Fleisch , Wurst , Bwt»
Wein usw , in solchen Mengen in die dem Hospital gegenüber¬
liegende Wohnung des Ehepaars gewandert sein, daß der Haushalt
die Sachen nicht alle aufzuzehren vermochte . Was übrig blieb,
kam in den Kerschelkasten . Auch die mit ihrem Manne in Eschers¬
heim wohnende Tochter soll ihren Küchenbedarf vollständig aus de«
Vorräten des Hospitals gedeckt haben . Zum Transport nach Eschers¬
heim wurde das Automobil des Hospitals benutzt . Auch hier wur¬
den die Lebensmittel in so reichlichem Matze herangeschafft , daß , es
über tue Kräfte des jungen Ehepaares ging , allein damit fertig za
werden . Ein großer Teil wurde daher verschenkt oder weggeworferr.
Was sich bei den Eltern als Unterschlagung darstellt , ist bei der
Tochter Diebstahl.

Frankfurter MdlMordneten-NersaMlung.
Frankfurt  a . M ., 16 . März.

Vorsitzender Dr . Friedleben teilt mit . daß der Oberbürger,
meister durch dringende Amtsgeschäfte abgehalten ist , anwesend
zu sein.

In der

Generaldebatte zum Haushaltsplan.
nimmt zuerst das Wort

Funck lFortschr . Vpt.) : Er erklärt / seine Fraktion werde dem
Haushaltsplan genehmigen . Die beabsichtigte Steu -ererhöhung darr
10 Prozent ist mit der anderer Städte , z. B . Wiesbaden , der-
glichen , verhältnismäßig gering . Cs wird sich Herausstellen , ob
wir damit auskommen . Mit der Deckung der Summe , die wir
für Kriegszwecke brauchen , wollen wir uns heute nicht den Kopf
zerbrechen . Das sei um so weniger nötig , als das

wirtschaftliche Lehen einen großen Aufschwung
genommen l>abe . Die Deckun-g könne man einer späteren Genera¬
tion überlassen , die ja auch Vorteil vom Krieg habe . Bedenklich
ist. daß die Fonds ancegrrffen worden sind. Der Etat ruht haupt¬
sächlich auf der Steuerkcaft der Bevölkerung . Es sind Stellen ein¬
gespart worden . Hoffentlich wird inan an diesenr

Sparsystcm sich in regulären Zeiten ein Beispiel
nehmen . Es ist ein empfehlenswerter Verwaltungsgrundsatz . Ec-
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fveulich ist der.Rückgang der Arbeitslosigkeit. Wenn die Tausende
aus dem j?elb zurückkommen, wird es Ehrenpflicht sein, baß mög¬
lichst jedem ein angemessener Platz im Wirtschaftsleben angewiesen
wird. An den

Arbeitsnachweis
merden dann hohe Anforderungen gestellt werden . Hoffentlich
werden da alle Korporationen ernig sein.

_ Der Redner erwähnte ferner die Tätigkeit der KriegSkom-
mission, die bis jetzt 8 Millionen Mark bewilligt habe . Die an der
Jolkslvende geübte Kritik sei unberechtigt. Man müsse bedenken,
baß ohne di« private Beisteuer eine sehr große Steuererhöhung
nötig gewesen wäre. ES liegt in der Natur her Sache, daß in
erster Linie die sozialen Aufgaben berücksichtigt werden müssen.
ES ist dankenswert, daß man die Kriegsteilnehmer unter 3000
Mark Einkommen von der Steuer befreien will ; sehr erfreulich
ist auch die Fürsorge für die Kriegsbeschädigten. Wir sind all-
mählich in

eine Art StaatssozialismuS
hineingekommen. Der llebergang zum ZukunftSstaat ist also nicht
allzu schwer. (ZiclowSki fSoz.j : Not lehrt eben denken! Heiter-
keit.) _ Die neue Entwicklung im Wirtschaftsleben zeigt auch, daß
sich die Heereslieferungcn in neuen Dahnen bewegen. Die Tätig¬
keit der Vermittlungsstelle für Heeresliefcrungen wird sehr ver¬
schieden beurteilt. Es gibt weite Schichten von Gewerbetreibenden
und Steuerzahlern , die nicht ganz damit einverstanden sind. Es
wäre vielleicht beffer gewesen, wenn sich die Stadt nicht beteiligt
hätte . Die Universität hat sich sehr gut entwickelt. Das

Theater ist das Schmerzenskind.
Wenn der Vertrag abgelaufen ist, wird man ja mehr darüber
reden können. Man soll mit der .Kritik mild« und zeitangemessen
verfahren. Di« Schwierigkeiten können nur mit Hilfe der zu-
ständigen Faktoren beseitigt werden. Zum Schluß gedenkt der
Redner der weitschauendenMänner , die dem Volk vor hundert
Jahren die allgemeine Wehrpflicht auferlegt und ihm auch die
Selbstverwaltung verliehen haben; Heer und Verwaltung haben
das Schwierigste vollbracht. (Zustimmung.)

ZielowSki (Soz.) erklärt für seine politischen Freunde , daß sie
sich mit Rücksicht aus die Kriegsverhältnisse in der Kritik Zurück¬
haltung auferlegen und all« prinzipiellen Streitfragen ausscheiden,
die sonst bei der Etatsberatung im Vordergründe der Erörterung
stehen. Richtig ist, daß der Krieg in vielfacher Beziehung eine
Umwertung vieler Werte mit sich bringt . An die Kommunen sind
Aufgaben gestellt worden, die man früher für undurchführbar be¬
zeichnet hat. Es haben fast alle

Städte eine außerordentlich starke Belastungsprobe
erfahren und sie auch zur vollkommenen Zufriedenheit bestanden.
In überraschender Weise haben sie sich mit der veränderten
Situation während des Krieges abgefunden. Was jedoch von ihnen
geschehen mußte, war

kein Staatssozialismus , sondern Selbsterhaltungstrieb.
Das ist um so mehr anzuerkennen, als die Staatsverwaltung nicht
immer ihre Pflicht getan, sondern vielfach versagt hat . Soweit
militärische Interessen dabei in Betracht kamen, hat sie gut ge¬
arbeitet ; die Untätigkeit der Zivilverwaltung bei Beginn des
Krieges hat selbst die Kritik Bürgerlicher hervorgerufen . Ins¬
besondere gilt das von der

ungenügenden Organisation der Nahrungsmittelversorgung.
Für Vorschläge der Vertreter der Gewerkschaften und Genossen-
sthaften hatte die Verwaltung taube Ohren . Diese Unterlassungs¬
sünde hat eS denn auch zuwege gebracht, daß die große Masse des
Volkes unter einem unerhörten LebcnSnrittelwucher zu leiden hatte.
Viel zu spät hat man die von den Arbeitern gemachten Vorschläge
berücksichtigt. Dem Volke hat die Lässigkeit der Regierung Mil¬
liarden gekostet. Erst jetzt beginnt die

Organisation der Lebensmittelversorgunc.
in der Hauptsache aus Kosten der Städte , die dabei große finan¬
zielle Lasten übernehmen müssen, die eigentlich von anderer Seite
getragen werden müßten. Gewiß ist es mit Freuden zu begrüßen,
daß die Städte Maßnahmen treffen müssen, die früher Von ihnen
als undurchführbar bezeichnet wurden. Besser hatten sie aber ge¬
tan, rechtzeitig auf die Vorschläge der Arbeiter cinzugehen.
(Schneider sFortschr. Vpt.j : Es sind keine gemacht worden !) O ja!
Lesen Sie nur das ..Korrespondenzblatt der Gewerkschaften Deutsch¬
lands " und die „KonsumgenossenschaftlicheRundschau". Wenn
diese Vorschläge akzeptiert worden wären , dann wären wir heute
in vielen Dingen besser daran.

Es ist in der letzten Zeit viel vom
Ilmlernen der Sozialdemokratie

die Rede gewesen; auch Sozialdemokraten haben davon gesprochen.
Zunächst haben die Arbeiter gar nichts umzulernen ; sie werden
abwarten , wie sich die politischen Verhältnisse nach dem Krieg
gestalten und wie sich di« Behörden Arbeiterforderunge » gegenüber
verhalten . Umlernen müssen zunächst Staat und Kommunen . In
die veränderten Verhältnisse hätte sich die Allgemeinheit viel leich¬
ter geschickt, wenn man den Vorschlägen der Arbeiter früher Rech¬
nung getragen hätte.

Der diesjährige Etat sei nur ein Provisorium . Bei möglich-
ster Aussetzung der Kritik müsse man aber doch die Frage auf¬
werfen, ob denn mit Rücksicht auf die ungeheuren Anforderung «»,
die an die Städte gestellt werden, ihr Finanzwesen so aufgcbaut
ist, daß es sich den Stürmen dos Krieges gewachsen zeigt. Acht
Millionen sind aufgebracht; ob wir aber über die anderen Schwie¬
rigkeiten hinauskommen, ist eine andere Frage . Es muß ein
anderes Finanzgebaren in di« Wege geleitet werden, um aus der

^ Schuldenwirtschaft
berauszukommen. In der 40jährigen Friedenszeit sind die Schul¬
den der Städte ungeheuer gewachsen. In Frankfurt leiden wir
seit Jahren an einem latenten Defizit. Auch bei der diesjährigen
Etatsaufstellung tritt das in die Erscheinung. Mindestens das
Ordinarium sollte nach den Grundsätzen eines soliden Kaufmanns
aufgestellt werden. Die

Steucrerhöhung von 10 Prozent
ist das Minimum . Der Vorredner übersieht , daß 4908 ein viel
höherer Sprung gemacht werden mußte, wie in Berlin und Wies¬
baden im Kriegsjahre. Nach der Etatsaufstellung ist mit einem

Steuerausfall von 5 Millionen
zu rechnen; das nächste Jahr wird uns deshalb eine weitere Steuer¬
erhöhung bringen. Der Steuersatz müßte mindestens noch um 1
bis 2 Prozent höher sein, wenn die geplanten Gehaltserhöhungen
für Arbeiter und Angestellte zur Durchführung gekommen wären.
Bei dem Beschluß, sie zurückzustellen, hat man mit einer Dauer
des Krieges von nur einigen Monaten gerechnet. Es ist bedauer¬
lich, daß sie jetzt nicht im Etat erschienen sind. Die Erhöhung der
Metszuschüffe für die unständigen Arbeiter ist nur ein kleiner
Ausgleich. Die Leute noch länger warten zu lassen, ist eine Härte.
Die Lebensmittelverteuerung sollte den Magistrat veranlassen , zu
prüfen , ab nicht den untersten Angestclltengrupprn eine

Teuerungszulage
zu gewähren ist. Seit dem»1. August sind die Preise gestiegen für
Mehl von 21 auf 28, Brot von 64 auf 70 beim Konsumverein , bei
den Bäckern auf 74, Seife von 30 auf 48, amerikanisches Schmalz
bon 68 auf 108, Linsen von 86 auf 70, Bohnen von 18 aus 48,
Echsen von 24 auf 48, Reis von 28 auf 44, Gerste von 20 auf 38,
Saferflocken von 22 auf 32, Grieß von 20 auf 34, Dörrfleisch von
96 aus 160, Schweinefleischvon 80 auf 105, Kartoffeln von 4 aus
8 , Pflanzenfett von 56 auf 90, Sesamöl von 96 auf 160 Pfennig
das Pfund . Man soll desbalb nicht so viel auf die Engländer
schimpfen. Die Praktiken der Landwirte nnd Händler grenzen
auch an Aushungerungspolitik. Die Produzenten nehmen zu wenig
Rücksicht Euf die Konsumenten. Die Kartoffelnot wäre diel leichter
überwunden worden, wenn die Herren nicht zu sehr auf ihren Pro¬
fit bedacht gewesen wären . Man muß sich tatsächlich wundern , daß
die arbeitende Bevölkerung bei dieser Teuerung überhaupt noch
leben kann. Diese Zustände haben offenbar auch die Regierung

Beilage der„Volksstimme" _
veranlaßt , die Mntersätzc für die Familirn der Kriegsteilnehmer
auch in brn Sommermvnatcn wcitcrzuzaftlen. Die KriegSkom-
mission hat sich ebenfalls dem angeschlosscn. Die jetzige B e -
lebung des ArbeitSmarktes  ist sicher eine Folge der
Hcereslieferungcn. Nach dem Krieg muß erneut für Arbeits¬
gelegenheit umso mehr Sorge getragen werden , als der Milliarden»
fegen aufhört. Zum Schluß bemängelt der Redner , daß keine Vor¬
schläge zur Reorganisation der G c u n d st ü ckSk a s s e gemacht
worden sind und wie die Theaterfrage  gelöst werden kann.
Die Stadtverwaltung steht da vor einer schwierigen Aufgabe. Vom
Oberbürgermeister war cS taktisch unklug, als Gegner der Ver-
stadtlichung die Karten aufzudecken und den Widerstand der Gesell¬
schaft noch zu stärken. Mehr Zurückhaltung wäre der Sache dien¬
licher gewesen. Jetzt stellen die Sozialdemokraten ihre Wünsche nur
zurück, sie geben sie aber nicht auf. Nach der Beendigung der
Krieges, die alle schnlichst herbeiwünschen, wird es sich zeigen, ob
die Einigkeit in der städtischen Verwaltung auch unter Berücksichti.
gung der von der Sozialdemokratie aufgestellten Forderungen auf¬
recht erhalten bleibt; zu wünschen wäre eS.

Ladenburg (Natl .) meint , die Schuldenwirtschaft Frank¬
furts sei relativ günstig. Bei aller Kritik des sozialdemokratischen
Redner » ergebe sich doch die Arbeitsfreudigkeit der so¬
zialdemokratischen Fraktion,  so daß zu hoffen steht,
daß sie in diesem Jahre den Etat bewilligen wird . Einige soziale
Maßnahmen , die Frankfurt eingeführt, seien vorbildlich gewesen
Begrüßenswert sei der Steuernachlatz der Kriegsteilnehmer , die
weniger als 8000 Mark haben. Zu berücksichtigen sei bei der
Steuerfestsetzung die schwierige Lage der Hausbesitzer. Die Frage
der Schulgelderhöhung müsse individuell behandelt werden. Die
Deckung durch die Entnahme aus dem Fonds sei leider notwendig
gewesen. Es sc! klar, daß auch spätere Generationen an den Lasten
dieses Krieges tragen müssen. Der Fehlbetrag , dem der Magistrat
zu Beginn der Etatberotung gegenüberstand, war 61-h Millionen.
Durch Steuern sollen 1600 000 Mark gedeckt werden . Der Rest
soll den Fonds entnommen werden. Die Ausgaben müssen einer
energischen Nachprüfung unterzogen werden. Das laufende Jahr
ist günstiger, als das kommende sein wird. Viele Kapitalisten zah¬
len jetzt mehr Steuern , als ihrem Einkommen entspricht, weil sie
noch nicht in der Lage waren , ihre Einkommen zu übersehen . Es
ist Pflicht, die finanzielle Lage kritisch zu prüfen . Bei allen Aus¬
stellungen, die zu machen sind, muß gesagt werden , daß wir aller
Schwierigkeiten Herr werden und daß wir auch noch weiteren An¬
forderungen gewachsen sein werden.

Stadtrat Dr. Bleicher erwidert kurz. Er hält nach Ablauf des
Krieges eine Durcharbeitung der Frinanzen für notwendig . Die
mäßige Steuererhöhung im KriegsMre sei aber der beste Beweis
dafür , daß die Stadt finanziell gut stehe.

Damit ist die Generaldebatte beendigt.
Unter den wenigen AuSschuhbcrichtenbefindet sich auch die

Erhebung der Wertzuwachsstcuer. Bindewald (Fortschr. Vpt.) er¬
klärt sich wegen der Vorausbelastung der Vororte dagegen. Die
Vorlage wurde genehmigt.

Eine Eingabe, die sich auf die Lustbarkeitssteuer für Variets-
Vorstellungen während des Krieges bezieht, wird durch Uebergang
zur Tagesordnung erledigt.

Der Vorsitzende teilt mit , daß 80 Frankfurter Landwehrleute
bei der LiebeSaabe vergessen worden sind, weil sie nicht zum 18.
Armeekorps zählen. Wollsachen wünschen sie jedoch keine.

Schluß der Sitzung fh8 Uhr.

Vereine und Versammlungen»
Biebrich. A.-G.-V. Donnerstag halb 9 Uhr Gesangstunde im Ver-einSlokal.

Feldpost.
Zurückaelommen weosn verändertet Adresse: Gefreiter Otto

Gadbof — Robert Krüger — Alfred Kistler und Heinrich Bätz.
Borokowski-Vruchsol. Für einige Zeit können wir eS machen,

aber nicht auf die Dauer. Wenn Cie wüßten, wie oft solche Anträge
an uns aestellt werden, würden Sie unsere Haltung begreifen. Bei
gutem Willen können Sie die Kleinigkeit auch besorgen.

Briefkasten öer NeSaktion.
AK , Solmsstr. Ihre Krankheit ist nach dem Gesetz kein Grund,

der Sie berechtiote, nicht zu räumen. Wollen Sie die Räumung noch
1—-2 Monate h!nauSziet>en, so raten wir Jenen in erster Linie, sich
mit dem Hausbesitzer zu einigen. Getingt dos nickt, dann versuchen
Sie . ihn vor das Einigungtzamt für Mietsstreitigkeiten zu laden.
Fall « er Sie auf Räumung verklagt, bestehtd e Möglichkeit, daß Ihnen
der R >chter eine Räumunasfiist gibt. Ob ab « dingS in der von Ihnen
gewünschten Dauer, ist sehr zwcifeliaft.

A. L-, Hornan. Wenden Sie sich beschwerdeführend an denLandrot.
K W , Spielberg. Die Buchstaben haben keine besondere Be¬deutung.
N. A F. Karl Elbers, Rodheimerstraße5. 3.
Zwei Wettende. 1. Geringe körperliche Fehler, welck« die Fädig¬

keit zum Dienst mit der Waffe nicht ausschließen. 2. Der rote oder
amorphe Phosphor ist nicht giftig.

Alter Abonnent. Die Zeichen sind uns nicht bekannt.
G- Sch. in Mörfelden. Notwendig sind nur die übtichen Aus¬

weispapiere.
Frau ©., Mosclstr. Kommen Sie morgen vormittag zwischen9

und 10 Uhr aus bie Redaktion.
F- B W. Tie Rente ist gesetzlich sestgelegt. Sie richtet sich nach

deni Dienstgrad, den der Verstorbene bekleidet bat.
F- W. in Limburg, In derartige Streitigkeiten mischen wir uns

aus Prinzip nickt.
Nach Schicrslein. Nachdem die „Bolksstimme" einen ausführlichen

'Bericht über die betreffe, de Gemein deraissigung gebracht, war Ihr
Schreiben vom 5. März gegen,' andslos, weil wir doch nicht wieder¬
holen können. Von einer Ver'chwörung gegen Tie kann keine Rede fein.

Wehrmann rh . Die Frage kann nicht ohne Kenntnis des Testa¬
ments beantwortet werden.

GerichtsfaaL.
Krankfurter Schwurgericht.

_ Brandstiftung ouS Rache? In der Verhandlung gegen den
Schuhmacher Tippold  wurden den Geschworenen drei Fragen
vorgelegt : auf vollendete vorsähsiche. versuchte vorsätzliche und fahr¬
lässige Brandsirftung. Der Vertreter der Anklagebekiörde, Gerichts¬
assessor Gras Lanckoron » ki,  war der Meinung , daß vollendete
vorsätzliche Brandstiftung varliege, da schon Teile des Hauses
'Boden und Decke) angevrannt waren, Er hielt auch die Jndizien-
kette für so lückenlos, daß der bis zuletzt leugnende Angeklagte
der Tat überführt zu erachten ser. Der Verteidiger , Rechtsanwalt
Dr . Julius I e s s e l . führte ans , es erscheine allerdings nicht sehr
wahrscheinlich, daß ein anderer in der Wohnung gewesen sei und
den Brand gelegt habe, allein ganz ausgeschlossen sei es nicht.
Er plaidierte daher in erster Linie auf Freispruch , eventuell auf
versuchte  vorsätzliche oder fahrlässige Brandstiftung . Die Ge¬
schworenen schlugen die goldene Mittelstratze ein und bejahten den
Versuch. Der Staatsanwalt beantragte hierauf 18 Monate Zucht¬
haus . Der Verteidiger hielt mit Rücksicht auf die bisherige Unbe-
straftheit . und bie geistige Minderwertigkeit des Angeklagten eine
Gefängnisstrafe für ausreichend. Das Gericht hatte nun die Strafe
in dem ungeheuren Nahmen von vier und einem halben Monat Ge¬
fängnis und vierzehn Jahren und elf Monaten Zuchthaus zu fin¬
den. Wollte eS auf Gefängnis erkennen, dann hätte es für das
vollendete Verbrechen das Strafminimum von einem Jahre Zucht¬
haus annehmen müssen. Das schien ihm nicht angemessen und cS
erkannte dem Antrag des Staatsanwalts entsprechend auf acht-

_ 17 . MSrz^
zehn Monate Zuchthau « , weil der Angeklagte au«
Rache gehandelt habe. Außerdem wurde der Verlust der
rieben Ehrenrechte auf die Dauer von fünf Jahren
In seiem „letzten Wort" hatte der Angeklagte um eine mifw
Strafe gebeten, worauf ihn der Vorsitzende fragte , ob er jetzt e,!
Geständnis oblegen wolle. „Ich weiß von der Brandstiftung nichts"
erwiderte Dippold, und nach der Urteilsverkündung erklärte er, >
nähme die Strafe nicht an , weil er nichts gemacht habe.

Telegramme. t
. Die vlockadebegründung.

Paris , 17. März . (W. B. Nichtamtlich.) Meldung der „Agey<,
Havas ". Das Amtsblatt veröffentlicht dar Dekret bezüglich [w
Maßnahmen , welche die französische und die englisq,
Regierung  gegen den deutschen Handel  getroffen habe,
Dem Dekret gebt ein Bericht voraus , der von dem Minister de, 1
Aeußern , dem Finanzminister , dem Kriegsminister und dep
Marineminister an den Präsidenten der Republik gerichtet ist, '
folgenden Wortlaut hat : !

Die deutsche Regierung hat in Verletzung der KriegsgebräuH I
gewisse Maßnahmen getroffen, die bezwecken, die NordfrankreÄ
und die Vereinigten Königreiche umgebenden Gewässer als Kriegs,
zone zu erklären, in der alle Handösschiffe der Alliierten zerstört '
werden sollen ohne Rücksicht auf daS Leben der Besatzung, sotri, i
der Nichtkombattanten und Passagiere, und in der die neutral, ' ^
Schiffahrt denselben Gefahren ausgesetzt sein soll. In der Ten!,
schrift, die der Veröffentlichung der besagten Maßnahmen beigefÜK -
ist, werden die Neutralen gewarnt, keine Matrosen und Passagier,
oder Ladungen an Bord der Schisse der Alliierten einzuschiffeg,
Derartige Prätentionen seitens der feindlichen Regierung berectz
tigen die alliierten Regiersngen darauf zu erwidern , indem sie der.
bindern , daß irgendwelche Ware Deutschland erreicht oder verläßt.
Die alliierten Regierungen beabsichtigen jedoch niemals , ihre«
Feinde auf dem grausamen und barbarischen Wege zu folgen, d«
ihm eigentümlich ist. Die Maßnahmen , zu denen zu greifen si,
sich genötigt sehen, müssen in ihrer Absicht keine Gefahr für Li,
neutralen Schisse oder für das Leben neutraler oder nicht ko«,
battanter Personen bergen Sie müssen m strenger Ueberei»,
stimmung mit den Gesetzen der Menschlichkeit angewendet werde«
Unter diesen Bedingungen und in diesem Sinne wurde die bei.
folgende Erklärung abgefaßt, welche am 1. März von den alliierte«
Regierung notifiziert wurde, und so ist das Dekret verfaßt ward er.
daS wir Ihnen unterbreiten . Dar Dekret besagt, daß alle War «,,
welche Deutschen gehören, aus Deutschland kommen oder noch i
Deutschland gehen, und nach dem 13. März in Tee gingen , angr. \
halten werden Die von Deutschen besetzten Gebiete werden dem ,
deutschen Gebiete gleich geachtet. Als aus Deutschland stammend, j
Waren werden alle Artikel und Waren betrachtet, welche von deut. >
scher Marke sind, in Deutschland hergestellt oder geerntet werden, '
oder deren Absendungsort deutsches Gebiet ist. Diese Maßnahme ]
findet nicht Anwendung auf Waren , bezüglich deren ein Neutral « 1
Nachweisen kann, daß er sie in gutem Glauben vor dem 18. März <
erworben hat. Die Waren werden als nach Deutschland gesandt i
betrachtet, wenn die begleitenden Dokumente nicht ihre eigentliche ,
und einwandsieie Bestimmung fiir ein neutraler Land beweise«, ,
Neutrale Schiffe, auf denen die oben angegebenen Waren gesund«, ;
werden, werden in französische oder alliierte Häfen abgeleitet, w»
die Waren ausgeschifft werden, außer bei einem gegenteiligen Be- ;
schlösse. DaS Schiff wird frcigelaffen, die Waren , welche als deut- -
,'ches Eigentum erkannt wurden, werden beschlagnahmt oder ver- '
kauft, aber der Erlös wird dem Eigentümer erst nach der Unter- '
zeichnung des Friedensvertrages ausaezahlt Neutralen gehörig«, :
aus Deutschland stammende Waren bleiben zur Verfügung des neu.
tralen Eigentümers , um in den Abgangshafen zurückgeschickt zu
werden, und zwar binnen festgesetzter Frist , nach deren Ablauf sie
für Rechnung des Eigentümers gekauft werden. Ebenso wird bei
Waren voraegangen. welche Neutralen gehören und nach Deutsch¬
land geschickt werden. 'Der Marineminister kann ausnahmsweise
die Durchfahrt von Waren gestatten, welche für ein bestimmtet
neutrales Land bestimmt sind oder daraus stammen. Die Bestim¬
mungen betreffend Kriegskonterbonde bleiben in Kraft . Dar
Vrisengericht wird über die Frage befinden, ob die abgeleitet«,
Waren Deutschen gehören, für Deutschland bestimmt sind oder aur
Deutschland stammen.

Das Amtsblatt veröffentlicht im Anhang die französisch-eng¬
lische Note vom 1. März.

(Poincarö scheint sich in der Pose Napoleons bei Verhängung
der Kontinentalsperre zu gefallen. Er denkt wohl nicht daran,
daß Napoleon daran schließlich zugrunde ging ? Im übrigen : an¬
gefangen  hat den Handelskrieg nicht Deutschland, sondern Eng¬
land . Und es setzte sich sogleich die Aushungerung  Deutsch¬
lands zum Ziel Natürlich „in Uebereinstimmung mit den Ge¬
sehen der Menschlichkeit". Die Red.)

Wiesbadener Theater.
Residenz - Theater.

Dienstag , 16. März , 7 Uhr : „Die spanische Fliege ".
Mittwoch, 17. März , 7 Uhr: „Der gutsitzende Frack".
Donnerstag , 18. März . 7 Uhr: „Die fünf Frankfurter ".
Freitag , 19. März, 8 Uhr (21. VolkSvorstelluna) : „Das Glück int

Winkel".

Königliches Theater.
Mttwoch , 17. März , 7 Uhr : „Tiefland ".
Donnerstag , 18. März , 6ßL Uhr : „Tannhäufer ".
Freitag , ,19. März, 7 Uhr: „Kater Lampe".
Samstag , 20. März , 7 Uhr : „Der Zigeunerbaron ".
Sonntag , 21. März , 7 Uhr: „Königstinder ".
Monteg , 22. März, 7 Uhr: Sechstes Symphoniekonzert.

BckanntmachulG
Das Brotverteilungsamt ist für Auskünfte, sowie

für Neuanmeldungen und Aenderungen bon heute ab nur
noch geöffnet:

Montags , Mittwochs und Freitags vormittags
von 8—1 Uhr;

Dienstags , Donnerstags und Samstags nach-
mittags bon 3—6 Uhr.

Wiesbaden,  den 17. März 1916.
W680 Der Magistrat.
«<■■■■■■■■■■■■■■mwisaHeB ■■■■■■■■■■■ub ■■■■«

: Die Nrebskrankheit \
Bon Dr. I . Zaveck jr., Berlin \

Preis 50 Pfg. —Ungekürzte Bereinsausgabe 20 Psg . \
■ Aus dem Inhalt :Die Krebskrankheit—Was ist der Krebs? —WaS *
Jji ist eine Geschwulst? —Worin bestehen nun bie Etgentümlichketten S
” der Krebsgeschwulst? — Die Krankbettsursache— Dir «rank- !
H hettscrscheinungen — Hautkrebfe- BrustdrütenkreSS— Gebär- c
« mutterrrros —Magenkrebs - Mastdarmkrebs— Speiseröhren. t
* krebs—Blasenkrebs—Kehlkopfkrebs—Vorbeugung und Heilung 2

3 « beziehen dar« :

vuchhanölung volksstimme '
■ Frankfurt am Main Er. Hirschgrabe« 17 5
8« i
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